
Gegenvorschlag „Ausschaffungs­
in itiative“
Abstract

Der Gegenvorschlag nimmt das Kernanliegen der Initiative auf, wonach kriminelle Ausländer 
ausgeschafft werden sollen. Im Gegensatz zur Initiative listet er aber nicht willkürliche Straf­
tatbestände auf, sondern folgt einer Systematik und macht eine Ausschaffung vom Straf­
mass und nicht von der Art des Deliktes abhängig. Zudem garantiert der Gegenvorschlag, 
dass verfassungsmässige und völkerrechtliche Bestimmungen eingehalten werden.

Inhalt

Die Initiative „Für die Ausschaffung krim ineller Ausländer“ (Ausschaffungsinitiative), will er­
reichen, dass Ausländerinnen und Ausländer wegen bestimmten Straftaten ausgeschafft 
werden. Dazu zählen schwere Delikte, aber auch einfacher D iebstahl oder der m issbräuchli­
che Bezug von Leistungen der Sozialversicherungen oder Sozialhilfe. Die betroffenen Per­
sonen sollen zudem  m it einem Einreiseverbot belegt und bei e iner M issachtung dieses Ein­
reiseverbots oder bei e iner anderen illegalen Einreise bestraft werden. Der bestehende Er­
m essensspielraum  der Behörden bei der Anordnung solcher M assnahmen soll abgeschafft 
werden.

Was will der Gegenvorschlag?

Das Problem der Ausländerkrim ina litä t beschäftigt die Schweizer Bevölkerung. Auf dieses 
Unbehagen müssen je tz t sachliche Lösungen gefunden und Emotionalisierungen vermieden 
werden. G leich w ie bei der Initiative führen im Gegenvorschlag schwere Straftaten wie Mord, 
vorsätzliche Tötung, Vergewaltigung oder schwere Fälle von Sozialhilfem issbrauch zu einer 
Ausschaffung. Im Unterschied zur Initiative nimmt der Gegenvorschlag die schwere Körper­
verletzung sowie W irtschaftsdelikte  in den Katalog auf und geht damit, zu Recht, weiter als 
die Initiative. Eine a llgem eine Formulierung garantiert, dass unabhängig von der Tat, die Hö­
he des Strafm asses ausschlaggebend ist für eine Ausweisung. Bagatellfä lle werden somit 
ausgeschlossen, alle schweren Straftaten werden unabhängig von der Art des Delikts er­
fasst.

Mit dem Gegenvorschlag wird gewährleistet, dass verankerte rechtsstaatliche Prinzipien wie 
die Verhältn ism ässigkeit bewahrt werden. Zudem werden keine völkerrechtlichen Bestim­
mungen verletzt.

Ergänzt wird der Gegenvorschlag mit Bestimmungen zur Integration. Integration im Sinne 
von Fordern und Fördern ist eine präventive Massnahme, welche vom Bund zusammen mit 
den Kantonen und G em einden wahrzunehm en ist. Integration ist Prävention - beste Vorbeu­
gung, dam it Ausländer nicht krim inell werden. Diese Ergänzung ist die konsequente W eiter­
führung der erfo lgre ichen und modernen M igrationspolitik der Schweiz. Mit dem Gegenvor-
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schlag ermöglichen w ir sowohl Integration als auch Repression in Bezug auf die Ausländer­
kriminalität.

Folgen bei einer Annahme der Ausschaffungsinitiative

Die Ausschaffungsinitiative gaukelt vor, dass sehr einfache und radikale Lösungen möglich 
sind. Die Initiative führt dazu, dass Ausschaffungen zwar ausgesprochen, aber nicht vollzo­
gen werden können. Damit werden nur falsche Hoffnungen geweckt.
Eine Annahme der Initiative würde bei der Umsetzung zu erheblichen Kollisionen mit rechts­
staatlichen Garantien der Bundesverfassung führen, insbesondere mit dem Non- 
Refoulement-Prinzip, mit dem Schutz des Privat- und Fam ilienlebens sowie mit dem Grund­
satz der Verhältnismässigkeit.
Die Initiative enthält eine zufällige Auflistung von einzelnen Straftatbeständen, die unabhän­
gig vom Strafmass im Einzelfall automatisch zu einem W iderruf der Aufenthaltsbew illigung 
führen sollen. Konkret heisst das, dass ein Einbruch zu einem Entzug der Aufenthaltsbew illi­
gung führt, eine mehrjährige Freiheitsstrafe wegen schweren Betruges aber nicht.

Folgen bei einer Annahme des Gegenvorschlages

Der Gegenvorschlag ist keine abgeschwächte Kopie der Initiative. Er ist konsequent, schafft 
keine Rechtsprobleme und kann tatsächlich umgesetzt werden. Bereits beim Entscheid, und 
nicht erst beim Vollzug, wird garantiert, dass bei einem Entzug des Aufenthaltsrechts die 
Grundrechte und die Grundprinzipien der Bundesverfassung, aber auch völkerrechtliche 
Verpflichtungen eingehalten werden. Die bereits vorhersehbaren Vollzugsschw ierigkeiten 
der Ausschaffungsinitiative werden mit dem Gegenvorschlag umgangen.

Haltung der Fraktion

Die Volksinitiative „für die Ausschaffung krim ineller Ausländer“ wurde am 7. März 2008 für 
gültig erklärt. Die Initiative geniesst in der Bevölkerung grosse Popularität. Deshalb hat der 
Bundesrat im Juni 2009 einen indirekten Gegenvorschlag präsentiert. Vorgesehen waren 
Änderungen des geltenden Ausländergesetzes. Der Ständeart hat diesen aber an die Kom­
mission zurückgewiesen, da dieser der Initiative nicht standzuhalten verm ochte. Ein griffiger 
Gegenvorschlag wurde nötig.

Nachdem die Fraktion bereits im Januar diesen Jahres ihren Gegenvorschlag präsentiert 
hat, war sie massgeblich an der Ausarbeitung des direkten Gegenvorschlages im Parlament 
beteiligt.

Heftig umstritten war zu Beginn der D iskussionen die Gültigkeit der Initiative. Nachdem der 
Bundesrat die Initiative bereits in der 2009 erschienenen Botschaft für gültig erklärt hat, 
schlossen sich der Ständerat in der Frühlingssession 2010 und der Nationalrat in der Som ­
mersession diesem Entscheid an. Mit 28 zu 12 Stimmen hat die Fraktion die Intitiative für 
gültig erklärt, lehnt diese aber vehem ent ab.
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Die Fakten: Der Gegenvorschlag ist besser als die Initiative

1. Ein Vergleich der Strafkata loge von Initiative und Gegenvorschlag zeigt, dass der Gegen­
vorschlag im G egensatz zur Initiative einer System atik fo lgt und alle schweren Straftaten, 
unabhängig von der Art des Delikts, erfasst. Die Initiative hingegen enthält einen Katalog 
von w illkürlichen Straftatbeständen und m ischt schwere Delikte mit Bagatellfällen. Der 
Gegenvorschlag nimmt die schweren Straftatbestände der Initiative auf. Zudem enthält er 
die schwere Körperverletzung und listet Delikte im Bereich der öffentlich-rechtlichen Ab­
gaben oder der W irtschaft auf. Damit geht der direkte Gegenvorschlag, zu Recht, weiter 
als die Ausschaffungs-In itia tive.

Initiative Gegenvorschlag

BVArt. 121
Sie (= die Ausländerinnen und Auslän­
der) verlieren unabhängig von ihrem 
ausländerrechtlichen Status ihr Aufent­
haltsrecht sow ie alle Rechtsansprüche 
auf Aufenthalt in der Schweiz, wenn 
sie:

BV 121b (neu)
1 Ausländerinnen und Ausländer können aus 
der Schweiz ausgewiesen werden, wenn sie 
die Sicherheit des Landes gefährden (bisheri­
ger Art. 121 Abs. 2)
2 Ausländerinnen und Ausländer verlieren ihr 
Aufenthaltsrecht und werden ausgewiesen, 
wenn sie:

a. wegen eines vorsätzlichen Tötungs­
delikts, wegen einer Vergewaltigung 
oder eines anderen schweren Sexual­
delikts, wegen eines anderen G ewalt­
delikts wie Raub, wegen M enschen­
handels, Drogenhandels oder eines 
Einbruchsdelikts rechtskräftig verurteilt 
worden sind; oder

a. einen Mord, eine vorsätzliche Tötung, eine 
Vergewaltigung, eine schwere Körperverlet­
zung, einen qualifizierten Raub, eine Geisel­
nahme, einen qualifizierten Menschenhandel, 
einen schweren Verstoss gegen das Betäu­
bungsm ittelgesetz oder eine andere mit einer 
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bedrohte 
Tat begangen haben und dafür rechtskräftig 
verurteilt wurden;

b. m issbräuchlich Leistungen der Sozi­
alversicherungen oder der Sozialhilfe 
bezogen haben.

b. fü r einen Betrug oder eine andere strafbare 
Handlung in den Bereichen der Sozialhilfe, der 
Sozialversicherungen sowie der öffentlich- 
rechtlichen Abgaben oder fü r einen Betrug im 
Bereich der W irtschaft zu einer Freiheitsstrafe 
von m indestens 18 Monaten rechtskräftig ver­
urteilt wurden, oder;
c. fü r eine andere Tat zu einer Freiheitsstrafe 
von m indestens zwei Jahren oder zu mehre­
ren Freiheitsstrafen oder Geldstrafen von ins­
gesam t m indestens 720 Tagen oder Tages­
sätzen innerhalb von zehn Jahren rechtskräftig 
verurteilt wurden.

2. Mit dem Gegenvorschlag w ird garantiert, dass verfassungsm ässige und völkerrechtliche 
Bestim m ungen eingehalten werden. Insbesondere das Prinzip der Verhältnism ässigkeit 
ist ein G rundsatz unseres Rechtsstaates und schützt den Bürger vor W illkür.
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Initiative Gegenvorschlag

Art. 121b (neu)
3Beim Entscheid über den Entzug des Aufenthalts­
rechts und die W egweisung sind die Grundrechte 
sowie die Grundprinzipien der Bundesverfassung 
und des Völkerrechts, insbesondere der Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit, zu beachten.

3. Zudem enthält der Gegenvorschlag sechs Bestimmungen zur Integration. Diese schwä­
chen den Gegenvorschlag keinesfalls. Im Gegenteil: Die Bestim m ungen enthalten einen 
Appell an die Ausländerinnen und Ausländer, dass sie bei uns w illkom m en sind, w ir aber 
erwarten, dass sie sich durch die Teilnahme am w irtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Leben unserer Gesellschaft integrieren. Es wird zum Ausdruck gebracht, dass Integration 
ein gegenseitiger Prozess ist und auf dem Prinzip des „Fordern und Fördern“ beruht. Fol­
gende Bestimmungen sind im Gegenvorschlag aufgelistet:

Initiative Gegenvorschlag

Art. 121a (neu)
1Das Ziel der Integration ist der Zusam m enhalt der 
einheim ischen und ausländischen Bevölkerung.
2 Die Integration erfordert von allen Beteiligten die 
Respektierung der Grundwerte der Bundesverfas­
sung und der öffentlichen S icherheit und Ordnung, 
den W illen zu eigenverantwortlicher Lebensführung 
sowie die Verständigung mit der Gesellschaft.
3Die Förderung der Integration bezweckt die Schaf­
fung von günstigen Rahmenbedingungen für die 
chancengleiche Teilhabe der ausländischen Bevöl­
kerung am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Leben.
4 Bund, Kantone und Gem einden stellen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben die Berücksichtigung der 
Anliegen der Integration sicher.
5 Der Bund legt die G rundsätze der Integration fest 
und fördert Integrationsm assnahm en der Kantone, 
Gemeinden und von Dritten.
6 Der Bund überprüft in Zusam m enarbe it m it den 
Kantonen und Gemeinden periodisch den Stand 
der Integration. W erden Anliegen der Integrations­
förderung nicht erfüllt, so kann der Bund nach An­
hörung der Kantone die notwendigen Vorschriften 
erlassen.
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1. Der G egenvorschlag hat das gleiche Ziel w ie die Initiative. Krim inelle Ausländer, die 
sich nicht an unseren Rechtsstaat halten und schwere Straftaten begehen, sollen 
ausgeschafft werden können.

2. Der S trafenkatalog ist klar definiert, strukturiert und um fassender als in der Initiative.
3. Bagatelldelikte werden im Gegenvorschlag nicht erfasst.
4. Der Gegenvorschlag macht den Entzug des Aufenthaltsrechts vom Strafmass und 

dam it vom  Verschulden und nicht von der Begehung bestim m ter Delikte abhängig.
5. Die Verhältn ism ässigkeit wird beim Gegenvorschlag gewahrt.
6. Verfassungsm ässige und völkerrechtliche Bestimmungen werden eingehalten.
7. Der Gegenvorschlag bietet keine Scheinlösungen an.
8. Der Gegenvorschlag kann im Unterschied zur Initiative auch tatsächlich umgesetzt 

werden.
9. Im Gegenvorschlag ist ein Appell an die ausländische Bevölkerung enthalten, sich 

durch die Teilnahm e am w irtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben zu integrie­
ren.

10. Die Schweiz hat die beste M igrationspolitik der Welt. Trotz sehr hohem Ausländeran­
teil, haben w ir vergleichsweise wenig Probleme. Mit dem Gegenvorschlag wird diese 
Politik noch verbessert. Auf der einen Seite werden Personen, die das Gastrecht auf 
grobe W eise verletzen, ausgeschafft, auf der anderen Seite wird Integration als Teil 
der Prävention anerkannt. W ir haben Prävention und Repression gleichzeitig in Be­
zug auf die Ausländerkrim inalität.

Kernbotschaften: 10 Gründe für die Ablehnung der Initiative

1. Die Initiative enthält eine w illkürliche Liste von Delikten, die zu einer Ausschaffung 
führen.

2. Schwere Delikte und Bagatelldelikte werden in der Initiative verm ischt.
3. Schwere Körperverletzung und schwere W irtschaftsdelikte werden von der Initiative 

nicht erfasst.
4. Das Prinzip der Verhältn ism ässigkeit wird aufgehoben.
5. Den R ichtern w ird kein Erm essensspielraum gelassen.
6. Bei der Um setzung der Initiative werden verfassungsm ässige und völkerrechtliche 

Bestim m ungen verletzt.
7. In gew issen Fällen können Ausschaffungen ausgesprochen, jedoch nicht durchge­

führt werden.
8. Die Ausschaffungsin itia tive gaukelt vor, dass sehr einfache und radikale Lösungen 

möglich sind. Dam it werden aber nur falsche Hoffnungen geweckt.
9. Die In itiative schürt Frem denfeindlichkeit.
10. Die Befürw orter der Initiative messen der Integration keinen Stellenwert bei.

Kernbotschaften: 10 Gründe für die Annahm e des Gegenvorschlages
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FAQs

Welche Vorteile hat der direkte 
Gegenvorschlag gegenüber der 
Initiative?

1. Der Strafenkatalog ist klar definiert und strukturiert. Er ist sys­
tematisch aufgebaut und enthält keine willkürliche Liste. Im 
Gegensatz zur Initiative führen auch schwere Körperverletzun­
gen und Wirtschaftsdelikte zu einer Ausschaffung. Zudem wird 
in Art. 121b, Abs. 2 c eine allgemeine Formulierung aufge­
nommen, wonach die Höhe der Strafe ausschlaggebend für 
eine Ausschaffung ist. Die Liste ist also viel ausführlicher als 
die der Initiative. Bagatelldelikte werden ausgeschlossen.

2. Der Geaenvorschlaa brinat deutlich zum Ausdruck, dass be­
reits beim Entscheid, und nicht erst beim Vollzug, über den 
Entzug des Aufenthaltsrechtes und die Wegweisung die 
Grundrechte und die Grundprinzipien der Bundesverfassung, 
aber auch die völkerrechtlichen Verpflichtungen zu beachten 
sind.

3. Im Geaenvorschlaa sind Bestimmunaen zur Intearation enthal­
ten. Diese enthalten einen Appell an die Ausländerinnen und 
Ausländer, dass sie zwar bei uns willkommen sind, wir aber 
erwarten, dass sie sich durch die Teilnahme am wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen Leben unserer Gesellschaft in­
tegrieren.

Welche rechtlichen Prinzipien 
könnten mit der Annahme der 
Initiative verletzt werden?

Mit der Ausschaffunasinitiative werden keine zwinaenden Bestim­
mungen des Völkerrechts verletzt. Deshalb wurde diese vom Par­
lament auch für gültig erklärt. Zu Problemen würde es erst bei der 
Umsetzung kommen.
Non-Refoulement-Prinzip: Beispielsweise könnte mit einer au­
tomatischen Ausschaffung das Non-Refoulement-Prinzip verletzt 
werden. Dieses besagt, dass niemand in einen Staat ausgeschafft 
werden darf, in dem ihm Folter oder eine andere Art grausamer 
oder unmenschlicher Behandlung oder Bestrafung droht. Dieses 
Prinzip ist in der Bundesverfassung in Art. 25 verankert.
EMRK Art. 8: Dieser Artikel begründet das Recht auf Achtung des 
Privatlebens und schützt das Recht auf ein Zusammenleben mit 
der Familie. Durch eine Ausweisung ist das Zusammenleben in 
der Familie nicht mehr möglich. Ein Eingriff ist legitim, wenn damit 
Straftaten verhindert werden und die öffentliche Ordnung auf­
rechterhalten bleibt. Schliesslich darf ein Eingriff in Art. 8 EMRK 
auch erfolgen, wenn er in einer „demokratischen Gesellschaft“ 
notwendig ist, um die genannten Ziele zu erreichen.
UNO-Pakt II: Der UNO-Pakt II verbietet ebenfalls einen willkürli­
chen oder rechtswidrigen Eingriff in das Familienleben und ver­
langt eine Verhältnismässigkeitsprüfung.
Kinderrechtskonvention: Die KRK besagt, dass das Wohl des 
Kindes vorrangig zu berücksichtigen ist. Im Übrigen hat ein Kind, 
dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen Staaten haben, 
aufgrund von Art. 10 Abs. 2 KRK das Recht, regelmässige persön­
liche Kontakte zu beiden Eltern zu pflegen. Dies muss im Falle 
einer Ausweisung des Kindes oder eines Elternteils sichergestellt 
werden.
FZA: Automatische Ausweisungen sind unter dem FZA nicht mög­
lich. Diese sind nur im Einzelfall und unter Wahrung der Verhält­
nismässigkeit möglich, insbesondere wenn es um Verstösse ge­
gen die öffentliche Ordnung geht.

Was heisst Verhältnismässigkeit 
und wieso muss diese im Ge- 
qenvorschlaa berücksichtig

Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit besagt, dass staatliches 
Handeln im Hinblick auf den verfolgten Zweck geeignet, erforder­
lich und angemessen sein muss. Für den Geaenvorschlaa heisst
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werden? das, dass eine Ausschaffung in Bezug auf die begangene Tat 
angemessen sein muss.
Die Verhältnismässigkeit ist Merkmal unserer Rechtsordnung. 
Diese gilt es zu respektieren.

Wieso muss im Geaenvorschlaa 
Völkerrecht beachtet werden?

Die Schweiz ist an die von ihr akzeptierten völkerrechtlichen Be­
stimmungen gebunden. Alle Staatsorgane müssen diese einhalten 
und anwenden. Dadurch wird Rechtssicherheit geschaffen. Auch 
bezüglich Ausschaffungsinitiative ist die Schweiz an gewisse Be­
stimmungen gebunden, die nicht einfach missachtet werden kön­
nen.

Wieso braucht es einen Integra­
tionsartikel?

Eine gute Integration und repressive Massnahmenhelfen mass­
geblich mit, Straftaten zu verhindern und zu bekämpfen. Hier be­
steht ein direkter sachlicher Zusammenhang mit dem Anliegen der 
Initiative und des Gegenenwurfs. Bisher gibt es Bestimmungen 
über die Integration und die Integrationsförderung nur auf Geset­
zesstufe (v.a. Ausländerqesetz). Der Geqenentwurf enthält eine 
Bestimmung zur Integration: Sie verankert in der Bundesverfas­
sung zentrale Grundsätze für das Zusammenleben der einheimi­
schen und der ausländischen Bevölkerung. Alle an der Integration 
Beteiligten müssen die Verfassung sowie die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung respektieren. Auch Ausländerinnen und Ausländer 
sollen am wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen können. Zudem werden alle Behörden verpflichtet, die 
Anliegen der Integration bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu be­
achten: Der Bund fördert Integrationsmassnahmen und überprüft 
den Stand der Integration. Er kann bei Bedarf und nach Anhörung 
der Kantone die notwendigen Vorschriften für eine bessere Integ­
rationsförderung erlassen.

Wie werden die Bestimmungen 
zur Integration umgesetzt?

Integration ist eine gemeinsame Aufgabe von Gemeinden, Kanto­
nen und Bund. Das war auch der Grund, warum man die Tripartite 
Agglomerationskonferenz ins Leben gerufen hat, mit dem Ge­
meindeverband, dem Städteverband, Kantonsvertretungen und 
Bundesvertretern.

Wollen die Gegner der Initiative 
nichts gegen die Ausländerkri­
minalität unternehmen?

Die CVP nimmt das Problem der Ausländerkriminalität ernst. Auch 
sie ist überzeugt, dass kriminelle Ausländer, die in grober Weise 
gegen unsere Rechtsordnung verstossen ihr Aufenthaltsrecht in 
der Schweiz verlieren sollen. Eine Ausschaffung muss aber auch 
tatsächlich vollzoqen werden können. Der Geaenvorschlaa bietet 
dafür die bessere Lösung an.

Wie viele Ausländer werden pro 
Jahr ausgeschafft?

Die VKM (Vereinigung kantonaler Migrationsbehörden) hat Mitte 
2008 eine Umfrage zur aktuellen Wegweisungspraxis bei straffälli­
gen Ausländern mit Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung 
durchgeführt. In einem Grossteil der Kantone werden die entspre­
chenden Daten nicht statistisch erhoben, so dass die Angaben 
mehrheitlich auf Schätzunaen beruhen. Aus der Umfraae eraibt 
sich, dass heute gesamtschweizerisch jährlich cirka 350 - 400 
Wegweisungen von Ausländerinnen und Ausländern mit einer 
Niederlassungs- oder Aufenthaltsbewilligung verfügt werden.

Würde eine Annahme der Aus­
schaffungsinitiative bedeuten, 
dass massiv mehr Leute ausge­
schafft würden?

• Im Vergleich zur heutiaen Praxis müssten bei der Annahme 
der Initiative rund viermal so viel Ausländerinnen und Auslän­
der mit Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung wegge­
wiesen werden. Dieser Unterschied ergibt sich hauptsächlich 
daraus, dass gemäss der Initiative alle Verurteilungen wegen 
Drogenhandel und Einbruch auch bei Bagatellfällen zur Weg­
weisung führen.

• Im Veraleich zur heutiqen Praxis müssten bei der Annahme 
des direkten Geqenentwurfs rund 773 Ausländerinnen und

7



m
Ausländer mit Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung 
weggewiesen werden (heutige Praxis geschätzt 350 - 400 
Wegweisungen, gemäss Initiative rund 1'484 Wegweisungen). 
Es ist jedoch zu beachten, dass bei einem Teil dieser Fälle die 
Grundsätze der Verfassung und des Völkerrechts solchen 
Massnahmen entgegenstehen.

Hinweis: Bei den Zahlen zur Initiative muss insbesondere fest­
gehalten werden, dass bei diesen höheren Zahlen auch geringfü­
gige Fälle enthalten sind (v.a. im Bereich der Drogendelikte), die 
beim Vollzug der Initiative zu Problemen führen würden. Diese 
Fälle sind vom Gegenentwurf automatisch ausgenommen, weil 
hier immer auch der verfassungsmässige Grundsatz der Verhält­
nismässigkeit geprüft werden muss. Diese Schätzungen berück­
sichtigen den missbräuchlichen Bezug von Sozialhilfe und Sozial­
versicherungsleistungen nur teilweise.

Was geschieht, wenn jemand 
aufgrund des Non-Refoulement- 
Prinzips nicht ausgeschafft wer­
den kann?

Die Ausschaffunasinitiative kann so ausaeleat werden, dass das 
Non-Refoulement- Prinzip respektiert wird. Dieses Prinzip gewährt 
kein Aufenthaltsrecht, sondern lediglich einen verbindlichen An­
spruch auf den Schutz vor einer Ausschaffung in bestimmte Staa­
ten. Der vom Initiativtext vorgesehene Verlust aller Rechtsansprü­
che (Art. 121 Abs. 3 BV) und die damit verbundene Pflicht zur 
Ausweisung (Art. 121 Abs. 5 BV) verbieten es den Behörden nicht, 
im Rahmen des Vollzugs das Non-Refoulement-Prinzip als vorü­
bergehendes oder als dauerhaftes Vollstreckungsverbot zu beach­
ten.
Solange das Vollstreckungsverbot besteht, kann der Aufenthalt 
nicht als unrechtmässig im Sinne der ausländerrechtlichen Be­
stimmungen bezeichnet werden. Die Erteilung einer Bewilligung ist 
nicht mehr möglich und führt so zu einer rechtlich sehr unklaren 
Situation.

Wird das Familienleben eines 
Mörders höher gewichtet als 
das öffentliche Interesse?

Beim Geaenentwurf des Parlaments werden die Schwere und die 
Umstände der Straftat immer berücksichtigt: Bei einem Mörder 
sind die öffentlichen Interessen an einem Entzug des Aufenthalts­
rechts regelmässig höher als die familiären Interessen an einem 
weiteren Aufenthalt in der Schweiz. Eine Wegweisung ist hier also 
verhältnismässig. In der Praxis werden bereits nach heutigem 
Recht ausländische Mörder unabhängig von der familiären Situati­
on regelmässig weggewiesen.

Was passiert mit ausländischen 
Jugendlichen, die straffällig 
werden und denen eine Aus­
schaffung droht?

Die Initiative will die Umstände des Einzelfalls nicht berücksichti­
gen. So muss auch bei einem geringfügigen Einbruchsdiebstahl 
mit minimalem Schaden eine Wegweisung erfolgen, auch wenn es 
sich dabei um einen in der Schweiz aufgewachsenen Jugendli­
chen handelt, der bisher nie eine Straftat begangen hat. Der Ge- 
qenentwurf berücksichtiat demaeaenüber das Strafmass im Ein­
zelfall und den Grundsatz der Verhältnismässigkeit. Dadurch ist 
eine angemessene und nachvollziehbare Berücksichtigung der 
konkreten Umstände sichergestellt.
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Unsere Antworten auf die Argumente der SVP

Mit der Generalklausel der Verhältnismässigkeit wird alles unterlaufen, der Gegenvor­
schlag ist unbrauchbar.

Die Verhältn ism ässigkeit ist ein Grundprinzip unserer Verfassung. W er diese nicht aner­
kennt, handelt verfassungsw idrig und stellt unsere gesamte Rechtssprechung in Frage. Der 
Rechtstaat muss die Grundrechte garantieren, das Verhältn ism ässigkeitsprinzip wahren und 
Menschen vor W illkü r schützen. Diese in Bezug auf Ausländerkrim ina litä t nicht anzuwenden 
ist d iskrim inierend.
Der G egenentw urf verpflichtet die Behörden ebenfalls, bei gewissen Tatbeständen kriminelle 
Ausländer wegzuweisen. Bei dieser W egweisung sind im Gegensatz zur Initiative die Grund­
rechte und die G rundprinzip ien der Bundesverfassung und das Völkerrecht zu beachten, 
dazu gehört insbesondere der Grundsatz der Verhältnism ässigkeit von behördlichen Mass­
nahmen. In schweren Fällen haben die Behörden som it auch beim G egenentwurf keinen 
Handlungsspielraum  und müssen die Betroffenen wegweisen (d.h. die Verhältnismässigkeit 
ist regelmässig gegeben).

Im Gegenvorschlag steht, dass die Grundprinzipien des Völkerrechts beachtet werden 
müssen. Es wird aber nicht definiert, was das ist. Deshalb kann jede Ausschaffung mit 
der Begründung verhindert werden, sie verstosse gegen ein Grundprinzip des Völker­
rechts. Der Gegenvorschlag ist deshalb wirkungslos.

Die SVP verg isst eines: Den Befürwortern des Gegenvorschlages geht es nicht darum, mög­
lichst viele krim inelle Ausländer in der Schweiz zu behalten. Auch der Gegenvorschlag will 
krim inelle Ausländer ausschaffen -  dies jedoch, ohne verfassungsm ässige oder völkerrecht­
lichen Prinzipien zu verletzen. Das Völkerrecht ist Teil unserer Rechtsordnung. Die Schweiz 
ist verpflichtet, sich an die von ihr Unterzeichneten internationalen Verträge zu halten. Eine 
autom atische Ausschaffung kann auch mit der Initiative nicht erreicht werden, das ist 
W unschdenken der SVP.

Im Gegenvorschlag werden Dinge miteinander vermischt. Auch die SVP setzt sich für 
Integration ein. Wer sich an die Schweizer Rechtsordnung hält, darf in der Schweiz 
bleiben. Integration hat nichts mit Ausschaffung zu tun.

Es ist geradezu zynisch, wenn behauptet wird, dass Integration nichts mit der Ausschaf- 
fungs-ln itia tive zu tun hätte. Das Ziel muss sein, dass Menschen, die hier wohnen, nicht kri­
m inell werden. Darin liegt auch volkswirtschaftlich der grösste Nutzen. Deshalb müssen wir 
auch die Voraussetzungen für die Integration als Prävention und Ursachenbekämpfung in die 
Verfassung aufnehm en. Integration ist eine Verbundaufgabe von Bund, Kantonen und Ge­
meinden. Sie muss koordiniert werden.

Die SVP ist bis je tz t den Beweis schuldig geblieben, dass sie sich ernsthaft fü r die Integrati­
on von Ausländern einsetzt. Die SVP betrachtet Integration als einseitigen Prozess.
Mit der Verankerung der Integrationsbestimmungen wird anerkannt, dass Integration ein Teil 
der Prävention ist.
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Mit der Ausschaffungsinitiative wird Sicherheit geschaffen.

Das Ziel der Initiative und des Gegenvorschlages ist das Gleiche. Die Ausschaffungsinitiative 
gaukelt aber vor, dass sehr einfache und radikale Lösungen möglich sind. Mit der Initiative 
wird nicht einfach die ganze „Krim inalität“ ausgeschafft. Damit werden nur fa lsche Hoffnun­
gen geweckt.

Die Kriminalität unter den Ausländern ist sehr hoch. Die anderen Parteien wollen 
nichts gegen kriminelle Ausländer unternehmen. Kriminelle Ausländer brauchen sich 
vor unserer Kuscheljustiz nicht zu fürchten.

Nein. Die CVP nimmt das Problem der hohen Ausländerkrim inalität ernst. Die Ausländerkri­
minalität ist in unserem Land im Verhältnis zur ausländischen Bevölkerung überproportional 
gross. Der Handlungsbedarf ist unbestritten, insbesondere auch im Interesse der grossen 
Mehrheit der ausländischen Bevölkerung, welche zu keinen Beanstandungen Anlass gibt. 
Ausländische Straftäter, welche das Gastrecht bei uns in gröbster W eise verletzen, sollen ihr 
Aufenthaltsrecht verlieren. Unabdingbar ist aber, dass der Staat verhältn ism ässig, völker­
rechtskonform und nicht w illkürlich handelt. Die Ausschaffungsinitiative erfü llt diese Kriterien 
nicht. Sie listet undifferenziert und pauschalisierend einen Katalog von Delikten auf, die für 
Ausländerinnen und Ausländer eine Verwirkung der Aufenthaltsansprüche in unserem Land 
zur Folge hat.

Der Ausländeranteil bei der Sozialhilfe und der IV ist überdurchschnittlich hoch. Der 
Sozialmissbrauch muss bekämpft werden.

Die Initiative suggeriert, dass die Mehrheit der Sozialhilfe beziehenden Ausländer kriminell 
sind. Das stimmt nicht. Viele haben einen berechtigten Anspruch auf Sozialhilfe. Auch die 
Gegner der Initiative schauen bei M issbrauch der Soziallwerke nicht weg. Schwere Fälle von 
Sozialhilfem issbrauch führen auch im Gegenvorschlag zu einem Entzug der Aufenthaltsbe­
willigung.

Internationale oder europäische Gerichte haben uns nicht vorzuschreiben, wann wir 
jemanden ausschaffen und wann nicht.

Die Schweiz ist an völkerrechtliche Verpflichtungen gebunden. Zudem sind es unsere R ich­
ter, die über eine Ausschaffung entscheiden und nicht ausländische.

Die Gefängnisse sind übervoll. 2/3 der Gefängnisinsassen sind Ausländer. Dies kostet 
den Steuerzahler jeden Tag und jedes Jahr enorm viel Geld.

Ja, das stimmt. V iele Gefängnisse in der Schweiz stossen momentan an ihre Kapazitäts­
grenzen. Korrekt ist auch, dass viele der Inhaftierten Ausländer sind. Die Ausschaffung er­
folgt aber erst nach Verbüssung der Strafe in der Schweiz. Kosten entstehen, das ist eine 
Tatsache.
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